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Stellungnahme zur Ergänzungssatzung „Mittelweg Hermsdorf/E." (Entwurf Stand: 13.03.2026) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. (BUND Sachsen) ist als anerkannte Naturschutzvereinigung 
gemäß § 3 UmwRG beteiligungsberechtigt. 

Der BUND begrüßt das Ziel der Gemeinde, vorhandene Siedlungsstrukturen planungsrechtlich zu ordnen 
und dabei wertvolle Grünstrukturen zu sichern. Die nachfolgenden Hinweise betreffen Punkte, bei denen 
aus naturschutzrechtlicher Sicht Nachbesserungsbedarf besteht. Sie sollen das Verfahren auf eine 
rechtssichere und naturschutzfachlich belastbare Grundlage stellen. Es ergehen die nachfolgenden Hin-
weise und Forderungen 

1. Artenschutzrechtliche Prüfung (§§ 44 ff. BNatSchG) 

Der Fachbeitrag „Grünordnung und Artenschutz" (Haß Landschaftsarchitekten, 13.03.2026 — im Folgen-
den: Grünordnungsbericht) stützt die artenschutzrechtliche Bewertung auf eine einmalige Geländebe-
gehung am 04. Juni 2025 (Grünordnungsbericht, S. 2). Eine systematische Erfassung europäisch 
geschützter Arten — insbesondere Brutvögel, Fledermäuse und Reptilien — wurde nicht durchgeführt. 
Der Bericht beschränkt sich auf eine Habitatpotenzialabschätzung. 

Der Geltungsbereich umfasst einen alten Hofstandort mit Bestandsgebäuden, Nebengebäuden und Alt-
bäumen (Grünordnungsbericht, S. 2). Besonders das ehemalige Wirtschaftsgebäude Mittelweg 11 auf 
Flurstück 49/3 — dessen Nutzungsänderung zu Wohnzwecken der unmittelbare Planungsanlass ist — 
sowie die festgesetzten Altbäume (Esche auf Flstk. 49/9, Linde auf Flstk. 50/15; § 4.3 Satzungstext) 
stellen typische Habitatstrukturen für gebäudebewohnende Vogelarten (z. B. Hausrotschwanz Phoeni-
curus ochruros, Rauchschwalbe Hirundo rustica) und für Fledermäuse (Quartiere in Dachböden, Holzver-
kleidungen, Spalten) dar. Für diese Artengruppen greifen die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 
1–3 BNatSchG unmittelbar. 

Die Ergänzungssatzung überführt u. a. das bislang dem Außenbereich (§ 35 BauGB) zuzuordnende Flur-
stück 49/3 (Mittelweg 11) in den planungsrechtlichen Innenbereich und erleichtert damit dessen Bau-
genehmigung erheblich. Diese planungsrechtliche Vorwirkung begründet eine eigenständige Prüfpflicht 
auf Satzungsebene: Artenschutzrechtliche Hindernisse, die einer Baugenehmigung später entgegenste-
hen könnten, sind bereits in der Planung zu ermitteln und — soweit möglich — durch Festsetzungen zu 
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bewältigen. Da § 44 BNatSchG als unmittelbar geltendes Recht auch im Satzungsvollzug nicht suspen-
diert werden kann, sind artenschutzrechtliche Hindernisse, die einer späteren Baugenehmigung entge-
genstehen könnten, grundsätzlich bereits auf Planungsebene zu ermitteln und – soweit prognostizier-
bar – durch Festsetzungen zu bewältigen (BVerwG, Urt. v. 09.07.2008 – 9 A 14.07, BVerwGE 131, 274, 
Rn. 54 ff., zur Erfassungspflicht im Planungsverfahren; BVerwG, Urt. v. 06.04.2017 – 4 A 16.16, DVBl. 
2017, 1039, Rn. 58, zum maßgeblichen Untersuchungsumfang in Abhängigkeit vom Habitatpotenzial). 
Für die konkrete Frage des erforderlichen Untersuchungsumfangs gilt, dass die Ermittlungstiefe von den 
naturräumlichen Gegebenheiten und dem Habitatpotenzial der Fläche abhängt (BVerwG, Urt. v. 
06.04.2017 – 4 A 16.16, Rn. 58): Je deutlicher eine Fläche Habitatstrukturen für planungsrelevante Arten 
aufweist, desto methodisch anspruchsvoller muss die Bestandserfassung sein. 

Die gewählte Methodik — einmalige Begehung ohne Erfassung nachtaktiver Arten — genügt nicht den 
Anforderungen des Leitfadens zur Erstellung von Artenschutzbeiträgen im Freistaat Sachsen (LfULG, 
aktuelle Fassung), der für Bestandsflächen mit Altgebäuden und Höhlenbäumen zumindest eine Poten-
zialabschätzung auf Basis mehrerer Begehungen zu verschiedenen Jahreszeiten sowie eine Begehung 
zur Fledermauserfassung (ggf. per Detektor) vorsieht. 

Die Unterlagen lassen nicht erkennen, dass die in den LfULG-Arbeitshilfen zur artenschutzrechtlichen 
Bewertung vorgesehenen Erfassungen bereits vollständig durchgeführt wurden. Nach dem sächsischen 
Prüfschema sind bei begründetem Verdacht auf gebäudebewohnende Arten die betroffenen Arten auf 
Grundlage der Bestandsaufnahme und einer am Habitat anknüpfenden Potenzialabschätzung zu ermit-
teln (LfULG, Ablaufschema zur Prüfung des Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG; 
LfULG, Arbeitshilfen Artenschutz an Gebäuden). 
 
Der BUND bittet die Gemeinde, vor dem Satzungsbeschluss sicherzustellen, dass: 
 

1. eine artenschutzrechtliche Potenzialanalyse für Fledermäuse und Gebäudebrüter, bezogen auf 
die konkret relevanten Habitatstrukturen im Bereich der geplanten Nutzungsänderung und Neu-
bebauung (insbesondere Gebäude Mittelweg 11/Flstk. 49/3 sowie die als Baufeld ausgewiese-
nen Teile des Flurstücks 50/15), auf Grundlage methodisch geeigneter Erhebungen vorgelegt 
wird, und 

2. bei Nachweis artenschutzrechtlich relevanter Vorkommen die erforderlichen Vermeidungsmaß-
nahmen festgesetzt werden und, soweit durch die geplante Nutzungsänderung oder Neubebau-
ung Fortpflanzungs- oder Ruhestätten betroffen sein können, die Voraussetzungen des § 44 
Abs. 5 BNatSchG geprüft sowie gegebenenfalls vorgezogene funktionssichernde Maßnahmen 
vorgesehen werden. Sollte die vertiefte Erfassung ergeben, dass trotz Habitateignung kein Vor-
kommen planungsrelevanter Arten zu erwarten ist, bittet der BUND darum, diese Einschätzung 
methodisch nachvollziehbar zu begründen und in der Abwägungsdokumentation festzuhalten. 
 

2. Abgrenzung und Schutzstatus des Erlenbruchwaldes auf Flurstück 50/15 (§ 30 BNatSchG) 

Der Grünordnungsbericht differenziert auf Flurstück 50/15 zwischen einer sonstigen extensiv genutzten 
Frischwiese im östlichen Teil (BT 06.02.210, nicht nach § 30 BNatSchG geschützt) und einem Erlen-
bruchwald im westlichen Teil (BT 01.01.110, gesetzlich geschütztes Biotop; Grünordnungsbericht, S. 3). 
Das Flurstück 50/15 ist zugleich als Baufeld ausgewiesen. Die Abgrenzung zwischen dem baurechtlich 
freigegebenen und dem gesetzlich geschützten Bereich beruht ausschließlich auf der einmaligen Bege-
hung vom 04. Juni 2025. 
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Da das Flurstück 50/15 zugleich als Baufeld ausgewiesen ist, ist die Biotopgrenze zwischen dem bau-
reifen Ostteil (Frischwiese) und dem gesetzlich geschützten Westteil (Erlenbruchwald) von zentraler 
Bedeutung für die Rechtmäßigkeit der gesamten Planung: Eine unklare oder methodisch nicht belast-
bare Abgrenzung kann im Baugenehmigungsvollzug dazu führen, dass das Baufeld insgesamt nicht 
oder nur eingeschränkt bebaubar ist. 

Erlenbruchwälder sind als naturnahe Wälder und Gebüsche feuchter bis nasser Standorte gemäß § 30 
Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG gesetzlich geschützt; erhebliche Beeinträchtigungen sind ohne Befreiung nach 
§ 30 Abs. 3 BNatSchG unzulässig. Solange die Biotopgrenze nicht durch eine Vegetationsaufnahme und 
— soweit hydromorphe Standortmerkmale die Abgrenzung prägen — eine ergänzende hydrologische 
Einschätzung belegt ist, kann sie im Baurechtsvollzug behördlich oder gerichtlich in Zweifel gezogen 
werden. Das gefährdet die Durchsetzbarkeit der Schutzfestsetzung (§ 4.3 Satzungstext) und macht spä-
tere Baugenehmigungen auf Teilen von Flurstück 50/15 angreifbar. 

Dem BUND ist bekannt, dass der Gutachter einen separaten Bericht zur Biotopwürdigkeit erstellt und 
der Behörde übermittelt hat (Grünordnungsbericht, S. 3). Eine dokumentierte fachliche Einschätzung der 
Unteren Naturschutzbehörde zur Abgrenzung ist den vorliegenden Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Unabhängig von der noch zu präzisierenden Biotopabgrenzung hält der BUND einen funktionalen Puf-
ferstreifen um den gesetzlich geschützten Erlenbruchwald für erforderlich, um mittelbare Beeinträchti-
gungen (Bodenverdichtung, Nährstoffeinträge, hydrologische Veränderungen) zu vermeiden. Der Puffer-
streifen sollte im Satzungstext und in der Planzeichnung als unbebaubare Fläche festgesetzt werden, 
innerhalb der keine Gebäude, Nebenanlagen, Reitplätze oder zusätzlichen Flächenbefestigungen zuläs-
sig sind. Dies dient sowohl der Sicherung des Schutzstatus nach § 30 BNatSchG als auch der Rechtssi-
cherheit im Baugenehmigungsvollzug, indem Konflikte zwischen künftigen Bauwünschen und dem Bio-
topschutz von vornherein minimiert werden. 

Der BUND bittet darum: 

1. die Biotopabgrenzung auf Flurstück 50/15, beschränkt auf den Grenzbereich zwischen Frisch-
wiese und Erlenbruchwald, durch eine Vegetationsaufnahme und ggf. eine kurze hydrologische 
Einschätzung zu belegen, und 

2. sicherzustellen, dass die fachliche Einschätzung der Unteren Naturschutzbehörde zur Biotopab-
grenzung aktenkundig dokumentiert und im Abwägungsdokument berücksichtigt wird. 

3. im Bereich des gesetzlich geschützten Erlenbruchwaldes auf Flurstück 50/15 einen naturschutz-
fachlich begründeten Pufferstreifen festzusetzen, innerhalb dessen keine Gebäude, Nebenanla-
gen, Reitplätze oder zusätzlichen Flächenbefestigungen zulässig sind, um mittelbare Beeinträch-
tigungen des Biotops (insb. durch Bodenverdichtung, Nährstoffeinträge und Veränderungen des 
Wasserhaushalts) auszuschließen. 

3. Externe Ausgleichsmaßnahme 1A: Vertragliche Sicherung vor Satzungsbeschluss (§ 1a Abs. 3 
BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB) 

Die externe Kompensationsmaßnahme 1A — Entwicklung einer Hochstaudenflur sumpfiger Standorte 
auf 620 m² Fläche auf Flurstück 50/14 (außerhalb des Satzungsgeltungsbereichs; Grünordnungsbericht, 
S. 7–8) — bildet den wesentlichen Ausgleich für den Eingriff im Baufeld Flurstück 50/15. Die Satzung 
selbst bestimmt in § 5.1 zutreffend, dass die Umsetzung vor dem Satzungsbeschluss vertraglich zu 
sichern ist. 
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§ 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB erlaubt die Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen auf Flächen außerhalb des 
Plangebiets, knüpft deren planungsrechtliche Verbindlichkeit aber an eine vorherige Sicherung — übli-
cherweise durch städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 BauGB. Fehlt diese Sicherung zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses, weist die Kompensationsbilanz eine materiell-rechtliche Lücke auf, die zur for-
mellen Unwirksamkeit der Satzung führen kann (vgl. OVG NRW, Urt. v. 09.10.2008 – 7 D 81/07.NE, zur 
Unwirksamkeit eines Bebauungsplans bei nicht gesicherter externer Ausgleichsfläche; für die Ergän-
zungssatzung gilt dies entsprechend, da § 34 Abs. 5 BauGB die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB 
ausdrücklich für anwendbar erklärt). 

Der BUND bittet, den Abschluss der nach § 5.1 Satzungstext erforderlichen Vereinbarung zur Sicherung 
der Maßnahme 1A zu dokumentieren und die entsprechenden Unterlagen der Satzungsakte beizufügen. 

4. Lage im Hochwasserentstehungsgebiet – Versiegelungsfolgen auf Flurstück 50/15 (§ 78b WHG) 

Der Geltungsbereich liegt vollständig im Hochwasserentstehungsgebiet „Obere Müglitz / Weißeritz" 
(Begründung, Kap. 8.2). Die Satzung übernimmt dies nachrichtlich, ohne die wasserwirtschaftlichen Fol-
gen der zusätzlichen Versiegelung für die Hochwasserentstehungsdynamik zu bewerten. 

Besonderes Gewicht kommt dabei dem geplanten Baufeld auf Flurstück 50/15 zu: Das Flurstück wird 
im Grünordnungsbericht als deutlich vernässt beschrieben (Grünordnungsbericht, S. 3 f.). Der auf dem 
Flurstück nachgewiesene Erlenbruchwald setzt einen dauerhaft hohen Grundwasserstand voraus. Eine 
Bebauung des nicht gesetzlich geschützten Ostteils dieses Flurstücks könnte den Wasserhaushalt des 
angrenzenden Erlenbruchwaldes mittelbar beeinträchtigen (Drainagen, Versiegelung, veränderter 
Abfluss) – ein Risiko, das in der Begründung nicht adressiert wird. 

Gemäß § 78b Abs. 1 Nr. 1 WHG sind bei Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB der Schutz von Leben und 
Gesundheit sowie die Vermeidung erheblicher Sachschäden durch Hochwasser ausdrücklich in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Der BUND bittet darum, im Rahmen der Abwägung darzulegen, dass die 
zugelassenen Bebauungsmöglichkeiten – insbesondere auf Flurstück 50/15 – den Wasserrückhalt im 
Hochwasserentstehungsgebiet nicht nachteilig verändern und den Wasserhaushalt des angrenzenden 
Erlenbruchwaldes nicht gefährden. 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise und um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


